
Plädoyer für eine andere Iran-Politik

Von Paul Schäfer und Jerry Sommer

„Die US-Administration hat bei der Argumentation für einen Krieg wiederholt
Geheimdienstinformationen als Fakten dargestellt, obwohl diese in Wirklichkeit unbelegt,

widersprüchlich oder sogar nichtvorhanden waren. Die Folge war, dass das amerikanische
Volk dazu gebracht wurde zu glauben, die Bedrohung durch den Iran sei viel größer als sie in

Wirklichkeit war“
1
.

Jay Rockefeller, Vorsitzender des Geheimdienstausschusses des US-Senates am 5. Juni
2008 bei der Veröffentlichung eines Untersuchungsberichtes über die Vorbereitung des Irak-

Krieges.

Über ein Jahr ist Barack Obama nun im Amt. Dennoch erinnert in Bezug auf die Iran-
Politik vieles an seinen Vorgänger: Möglichkeiten zu einem diplomatischen
Kompromiss werden nicht ausreichend ausgelotet, weil man Maximalpositionen
durchsetzen will. Das gilt sowohl in Bezug auf den Austausch von
leichtangereichertem iranischen Uran gegen Brennstäbe für den Teheraner
Forschungsreaktor, in dem Isotopen zu medizinischen Zwecken hergestellt werden,
als auch in Bezug auf die weit gewichtigere Frage der Urananreicherung im Iran
generell. Statt dessen werden härtere Sanktionen diskutiert und durchzusetzen
versucht – teils im UN-Sicherheitsrat, teils von „Koalitionen der Willigen“ - , und die
militärische Option wird ausdrücklich auf dem Tisch gehalten. Die Befürworter eines
solchen militärischen Angriffs schlagen wieder lauter auf ihre Trommeln.

All dies war leider voraussehbar. Denn einen wirklichen Strategiewechsel hat die
Obama-Administration wie auch die internationale Gemeinschaft nicht vollzogen. Es
gab eine andere Rhetorik, aber keine andere Politik. Für einen Weg aus der
Sackgasse, in der der Streit um das Atomprogramm des Iran steckt, reicht das nicht.
Die Fortsetzung der bisherigen Politik von Sanktionen und Drohungen mit
Militärschlägen verlängert allerdings nicht nur die Ausweglosigkeit. Sie verschärft die
Spannungen gegenüber dem Iran sowie im gesamten Nahen und Mittleren Osten.
Sie droht damit gleichzeitig der demokratischen Opposition im Iran, die sich gegen
Unterdrückung von Meinungs- und Versammlungsfreiheit und staatliche Willkür
ausspricht, zu schaden.

Nötig ist eine Politik, die nicht von ideologischer Verblendung, sondern von
Realitäten ausgeht.

1. Neu verhandeln: Brennstäbe für den Teheraner
Forschungsreaktor liefern.

Der Iran hat im Februar begonnen, in seiner Pilotanlage zur Urananreicherung in
Natanz auf 3,5 Prozent leicht angereichertes Uran auf 19,75 Prozent weiter
anzureichern. Dieser Anreicherungsgrad ist notwendig für die Herstellung von
Brennstäben für den kleinen Teheraner Forschungsreaktor, in dem medizinische
Isotope für die Krebstherapie von 850 000 iranischen Patienten produziert werden.
19,75 Prozent angereichertes Uran ist immer noch weit von dem für eine Atomwaffe
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notwendigen Anreicherungsgrad von über 90 Prozent entfernt. Aber der Iran kann so
das Know how für eine höhere Anreicherung erwerben. Sollte der Iran das auf 19,75
Prozent angereicherte Uran nicht in Brennstäbe für den Forschungsreaktor
umwandeln, hätte er außerdem besseres Ausgangsmaterial für die Herstellung einer
Atombombe.

Um diese potentiellen technischen Möglichkeiten auszuschließen und damit
weitverbreiteten Sorgen über ein möglicherweise existierendes iranisches
Atomwaffenprogramm entgegenzuwirken, wäre es am besten, wenn der Iran keine
Anreicherung auf 19,75 Prozent vornehmen bzw. diese so schnell wie möglich
einstellen würde.

Hochrangige Vertreter des Iran haben wiederholt erklärt, dass sie zu einem Kauf von
Brennstäben oder alternativ zu einem Austausch von im Iran auf 3,5 Prozent
angereichertem Uran gegen die benötigten Brennstäbe bereit sind. „Wir sind zu
einem Brennstoffaustausch in einem fairen Rahmen bereit“, erklärte zum Beispiel der
iranische Präsident Mahmud Ahmadinedschad am 16. Februar 2010.

Diese Bereitschaft des Iran sollte unmittelbar aufgegriffen und in ernsthaften
Verhandlungen flexibel nach einem Kompromiss gesucht werden. Hingegen ist der
Versuch, den Iran einfach zu einer Unterwerfung und der Annahme des auf dem
Tisch liegenden Austauschplanes des IAEO-Generalsekretärs, den Russland,
Frankreich und die USA ausgearbeitet haben, kontraproduktiv. Die US-
Außenministerin Hillary Clinton behauptet zwar: „Die Tür für Verhandlungen steht
offen. Wir haben sie niemals zugeschlagen“2. Doch die USA und ihre westlichen
Verbündeten weigern sich seit Monaten, überhaupt über vom Iran gewünschte
Veränderungen am IAEO-Austauschplan zu reden. Das kommt dem Versuch gleich,
gegenüber dem Iran in neokolonialistischer Weise ein Diktat durchzusetzen. Der
Aussage von Barack Obama, dazu bereit zu sein, sich mit dem Iran „ohne
Vorbedingungen in gegenseitigem Respekt“ vorwärts zu bewegen3, widerspricht
solch ein stures Verhalten diametral. Zudem ist eine solche Haltung unrealistisch und
auch in der Sache nicht gerechtfertigt.

Bei dem ersten Gespräch, das die sogenannten P 5+1 (USA, Russland, China,
Frankreich, Großbritannien sowie Deutschland) am 1. Oktober 2009 nach langer Zeit
wieder mit dem Iran in Genf hatten, war „im Prinzip“ ein Austausch von im Iran leicht
angereichertem (3,5 Prozent) Uran gegen die für den Forschungsreaktor benötigten
Brennstäbe vereinbart worden.

Bei den anschließenden Detailverhandlungen unter der Ägide der IAEO zwischen
dem Iran sowie Russland, Frankreich und den USA wurde über die Einzelheiten
allerdings keine Einigung erzielt. Die IAEO legten einen von Russland, Frankreich
und den USA vorbereiteten Plan vor, nach dem der Iran erst einmal 1.200 kg an
leicht angereichertem Uran nach Russland exportieren sollte. Von Russland sollte
dann auf 19,75 Prozent angereichertes Uran zur Weiterverarbeitung zu Brennstäben
an Frankreich geliefert werden. Diese Brennstäbe sollten dann – circa neun bis 12
Monate nach der Export des im Iran leicht angereicherten Urans – nach Teheran
gebracht werden.

Schon bei den Genfer Verhandlungen hat der iranische Vertreter den gleichzeitigen
Austausch von leicht angereichertem Uran und Brennstäben gefordert, wohl ohne
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den IAEO-Plan vollkommen zu verwerfen. In der Folge geriet die iranische Regierung
innenpolitisch wegen ihrer vermeintlich „weichen“ Haltung unter Druck. Sowohl
führende Reformpolitiker wie Mussavi sowie Ahmadinedschad -Kritiker aus dem
konservativen Lager verurteilten die vermutete Bereitschaft der Regierung dem
IAEO-Plan zuzustimmen. Mussavi erklärte zum Beispiel voll Pathos, dass der IAEO-
Plan „alle Anstrengungen von tausenden (iranischer) Wissenschaftlern in den Wind
schlägt“.

Die Reformer hatten sicher auch die Sorge, dass ein die internationale Situation
entspannendes Übereinkommen des Iran mit der internationalen Gemeinschaft
Ahmadinedschad innenpolitisch nutzen und der Opposition somit schaden könnte.
Gleichzeitig wandten die Kritiker aber auch ein, dass der IAEO-Plan angesichts der
darin geforderten Vorleistungen des Iran keinerlei Sicherheiten böte, dass die
Brennstäbe auch wirklich geliefert würden. Diese Sorge hatte auch die Regierung,
und zwar nicht ohne Grund. Denn weder Frankreich noch die USA waren früher ihren
Verpflichtungen zur Lieferung von Nuklearmaterial nachgekommen. Die US-
Außenministerin Hillary Clinton hat sich erst kürzlich wieder gegen die
Inbetriebnahme des von Russland gebauten Kernkraftwerks in Buschehr
ausgesprochen. Zudem traten sowohl die USA wie Frankreich schon vor und im
Oktober für„einschneidende“ neue Sanktionen gegen den Iran ein. Das rief in
Teheran die Befürchtung hervor, dass auch die Brennstablieferung künftigen
Sanktionen zum Opfer fallen könnte. Ebenfalls gab Russlands Verhalten beim Bau
des Buschehr-Kernkraftwerkes, dessen Indienststellung wohl auch aus politischen
Gründen immer wieder verschoben wird, Anlass zu Misstrauen.

Inzwischen hat die iranische Führung zu einer Linie (zurück)gefunden, die
innenpolitisch tragfähig scheint. Als Bedingung für den Austausch von leicht
angereichertem Iran gegen Brennstäbe fordert sie, dass der Austausch „gleichzeitig
in einer oder mehreren Ladungen auf dem Territorium der Islamischen Republik
Iran“4 stattfinden soll. Sie bot zudem an, dass die 1200 kg leicht angereicherten
Urans unmittelbar unter die Obhut und den Verschluss der IAEA gestellt werden und
24 Stunden überwacht werden könnten5.

Die Ablehnung dieses Vorschlages begründen die USA, aber auch Deutschland und
Frankreich damit, dass dann nicht im Voraus die 1.200 kg leicht angereicherten
Urans aus dem Iran exportiert würden. Damit hätte der Iran jederzeit die Möglichkeit
hochangereichertes Uran für eine Atombombe herzustellen – eine Möglichkeit, die
man ihm zumindest zeitweise entziehen wolle. Denn für eine einzige nukleare
Sprengladung werden als Ausgangsmaterial circa 1.400 kg an leicht angereichertem
Uran benötigt. Im vergangenen Oktober besaß der Iran circa 1.800 kg, im Februar
2010 circa 2.050 kg an leicht angereichertem Uran.

Zweifellos hätte der IAEO-Plan den Vorteil, dass der Iran eine gewisse Zeit lang nicht
genug angereichertes Uran zur Verfügung hätte, wollte er denn überhaupt daraus
Bombenmaterial herstellen. Aber erstens ist dieser Zeitraum relativ gering – mehr als
drei bis sechs Monate würde es nicht dauern, bis Teheran die 1.400 kg-Grenze
wieder erreicht hätte. Und zweitens ist es - unterstellt man, dass der Iran die
Atombombe überhaupt will – äußerst unwahrscheinlich, dass er diesen Schritt mit
einer Menge an Nuklearmaterial unternehmen würde, die für ausschließlich ein bis
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zwei Sprengköpfe ausreichend wäre. Viel wahrscheinlicher ist es, dass der Iran
warten würde, bis er weit mehr angereichertes Uran für einen „Ausbruch“ zur
Verfügung hätte.

Die „Vorteile“ des von den US stur verfolgten IAEO-Planes wiegen gering gegenüber
dem Nachteil: ohne eine Austauschvereinbarung wird der Iran selbständig die
Anreicherung auf 19,75 Prozent betreiben und damit technologisch der Bombe einen
Schritt näher kommen. Deshalb sollte man, gerade wenn man tatsächlich in Sorge ist
über ein Streben des Iran nach der Atomwaffe, unmittelbar in Verhandlungen mit
dem Iran eintreten. Auch Russland und China sehen die diplomatischen
Möglichkeiten in dieser Frage nicht als ausgeschöpft an. Selbst eine Akzeptanz des
iranischen Austauschplans wäre besser, als die Dinge weiter treiben zu lassen.
Ausschließlich eine Bedingung sollte die internationale Staatengemeinschaft stellen:
dass das seit Anfang Februar im Iran schon produzierte auf 19,75 Prozent
angereicherte Uran vollständig in den Austausch einbezogen wird. Unter ständiger
IAEO-Aufsicht steht es ebenso wie das leicht angereicherte Uran ohnehin schon.

2. Sanktionen sind bestenfalls wirkungslos, schlimmstenfalls
schädlich.

Die bisherigen UN-Sanktionen gegen den Iran verboten vor allem Exporte von
Gütern in den Iran, die für nuklearwaffenrelevante Aktivitäten und die Entwicklung
von Raketen benötigt werden. Dafür wurden auch Ausreiseverbote und
Kontensperrungen für eine gewisse Anzahl von Personen und einige Unternehmen,
die mit solchen Aktivitäten zu tun haben, verhängt. Die USA planen nun, unterstützt
von Großbritannien, Frankreich und Deutschland, neue darüber hinausgehende
Sanktionen gegen den Iran im UN-Sicherheitsrat zu verabschieden bzw. solche
Sanktionen durch eine „Koalition der Willigen“ verabreden zu lassen. „Nur wenn wir
Sanktionen im UN-Sicherheitsrat verabschieden, wird der Iran in guter Absicht (in
good faith) verhandeln“6, begründete Hillary Clinton diese Haltung.

Zuerst einmal ist zu fragen, was denn für Clinton ein Beweis für die „guten Absichten“
des Iran wäre. Bei der Thematik des Austausches von leicht angereichertem
iranischen Uran gegen Brennstäbe für den Teheraner Forschungsreaktor scheint das
Kriterium zu sein, ob der Iran den IAEO-Vorschlag ohne Abstriche übernimmt. Auch
bei der weit gewichtigeren Frage nach der Urananreicherung im Iran, dürfte Clintons
Messlatte sehr hoch liegen: ob nämlich der Iran bereit ist seine Uranreicherung
einzustellen, so wie es die UN-Sicherheitsratsresolutionen fordern.

Sind diese Ziele mit weiteren Sanktionen, welche auch immer das sein mögen,
erreichbar? Das erscheint äußerst unwahrscheinlich. Das gilt insbesondere für die
grundsätzliche Forderung an den Iran, seine Urananreicherung zu supendieren.
Dafür war der interne Widerstand gegen den IAEO-Plan für einen Nuklearaustausch
im vergangenen Oktober schon ein deutlicher Beleg. Die absolute Mehrheit der
iranischen Elite, einschließlich der Reformpolitiker wie Mussavi, lehnen eine
Suspendierung der Urananreicherung ab. Die Urananreicherung ist zu einem Symbol
für Irans technologischen Fortschritt, internationales Prestige und nationale
Unabhängigkeit geworden. Bei Umfragen spricht sich eine übergroße Mehrheit der
Iraner regelmäßig für die Urananreicherung aus. Die Hoffnung, die manche
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westlichen Politiker haben, dass mit mehr Sanktionen ein Regierungswechsel
befördert werden könnte, womit der Nuklearstreit erledigt wäre, sind allein deshalb
völlig unrealistisch. Im Gegenteil könnten neue Sanktionen von den in Teheran
Regierenden wahrscheinlich mit Erfolg genutzt werden, um ihre Position unter
Hinweis auf die äußeren Angriffe zu stärken und den Spielraum der demokratischen
Opposition einzuschränken.

Zu berücksichtigen ist auch, dass die Reformbewegung im Iran sich ausdrücklich
gegen weitere Sanktionen – wie auch gegen einen militärischen Angriff auf den Iran
– ausgesprochen hat. Schon im vergangenen September sprach sich der Anführer
der Opposition Mir Hossein Mussavi gegen Sanktionen aus, weil diese „einer Nation
Leiden aufzwingen, die schon wegen ihrer miserablen Staatsmänner genug zu leiden
hat.“7 Auch die Friedensnobelpreisträgerin Shirin Ebadi warnte: „Wir sind gegen
einen Militärschlag oder Sanktionen, weil sie der Bevölkerung schaden.“8 Abolhassan
Bani-Sadr, der erste Präsident der Islamischen Republik Iran nach der Revolution
1979 und heute im Pariser Exil lebende Oppositionspolitiker schätzt ein: „Sanktionen
wären kontraproduktiv, weil die Gefahr einer internationalen Krise für das iranische
Regime das einzige verbleibende Argument zur Legitimierung seiner despotischen
Macht ist.“9

Hinzu kommt, dass sich die Sanktionsbefürworter in den westlichen Ländern
untereinander uneinig sind. Hillary Clinton forderte Anfang letzten Jahres „lähmende“
Sanktionen, falls der Iran seine Urananeicherung nicht einstellt. Während die
israelische Regierung und konservative Hardliner im Westen an diesem Ziel
festhalten, ist die US-Regierung – zumindest verbal – längst (wieder) auf „smarte“
Sanktionen umgeschwenkt, die sie in der UN durchzusetzen versucht. Dadurch solle
die Bevölkerung angeblich geschont werden. Solche Sanktionen sollen auch
insbesondere gegen die iranischen Revolutionsgarden gerichtet sein, da diese
sowohl für das Nuklearprogramm als auch für die Unterdrückung der Opposition
verantwortlich gemacht werden. Da die Revolutionsgarden allerdings mit den
zahlreichen ihnen gehörenden Konzernen – vom U-Bahnbau, über Flughäfen und
Häfen – einen großen Teil der Wirtschaft des Iran ausmachen, sind Sanktionen
gegen sie, die die Bevölkerung nicht treffen, nur schwer vorstellbar.

Ohnehin ist die Wirkung der gegenwärtig diskutierten Sanktionen äußerst zweifelhaft.
Zum Beispiel sind Reiseverbote und das Einfrieren von Guthaben von weiteren
führenden Mitgliedern der Revolutionsgarden anvisiert. Dabei weiß man aber nicht
einmal, ob bzw. unter welchem Namen diese Personen überhaupt Konten im
Ausland haben. Auch diskutierte Verbote gegen Geschäfte mit bestimmten
iranischen Banken oder die Erschwerung von Transport und Versicherung für
iranische Ex- und Importe dürften bestenfalls marginale wirtschaftliche Folgen haben.
Die schwierigeren Beschaffungsbedingungen würden zwar solche Güter und
Dienstleitungen für den Iran teurer machen. Angesicht der strategischen Position des
Iran, seiner großen Öl- und Gasvorräte sowie seiner intensiven und wachsenden
Handelskontakte im Nahen Osten, mit Pakistan, Indien, Malaysia, China und
Russland ist eine Isolierung allerdings nicht realisierbar.
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Iran hat deshalb und wegen seiner jahrzehntelangen Embargoerfahrungen genug
Möglichkeiten, um Sanktionen zu umgehen oder sie zu kompensieren. Letzteres gilt
besonders, wenn die Sanktionen nicht weltweit durch die UNO, sondern nur von
einer „Koalition der Willigen“ beschlossen werden sollten.

Genauso gering wie die Aussichten, mit neuen Sanktionen den Iran gefügig zu
machen, sind die Chancen, einschneidende Sanktionen im UN-Sicherheitsrat
verabschieden zu können. China und Russland sind skeptisch, dass Sanktionen
überhaupt effektiv sein können. Der russische Präsident hat zwar weitere
Sanktionen, falls der Iran nicht mit der IAEO kooperiere, nicht prinzipiell abgelehnt,
allerdings eingeschränkt: „Die Sanktionen müssen ausgewogen und weise sein und
sollten sich nicht gegen Zivilisten richten.“10 Sein Außenminister Lawrow präzisierte
und wandte sich ausdrücklich gegen „lähmende“ Sanktionen: „Wenn wir Sanktionen
befürworten, dann werden wir nicht über unser angestrebtes Ziel hinausgehen, das
Nichtweiterverbreitungsregime zu verteidigen. Wir möchten nicht, dass das
Nichtweiterverbreitungsregime als Vorwand benutzt wird, den Iran zu strangulieren
oder Maßnahmen zu unternehmen, die die Lage und den Lebensstandard der
Bevölkerung des Iran verschlechtern.“11

Auch Brasilien, das gegenwärtig Mitglied im UN-Sicherheitsrat ist. spricht sich gegen
Sanktionen aus: „Es ist nicht angemessen, Iran gegen die Wand zu drücken“,
erklärte Präsident Lula da Silva. Sein Außenminister Celso Amorim ergänzte:
„Unsere Meinung nach sind Sanktionen generell kontraproduktiv”.12

Angesichts dieser Aussagen sind, wenn es denn überhaupt soweit kommt, nur
weitere UN-Sanktionen zu erwarten, die wie die bisherigen vor allem symbolischer
Natur sind. Darüber hinaus gehende Sanktionen von einer „Koalition der Willigen“, für
die sich auch deutsche Politiker wie der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion Philipp Mißfelder ausgesprochen haben13, dürften zusätzlich die
eigene Industrie treffen, aber ebenfalls keinen größeren wirtschaftlichen Effekt haben
oder gar politischen Eindruck in Teheran machen. Sie wären im besten Fall nichts
weiter als „symbolische Politik“, um vor allem der eigenen Bevölkerung Härte gegen
den Iran zu suggerieren.

Gleichzeitig verbauen weitere UN- sowie unilaterale Sanktionen allerdings
Möglichkeiten für eine diplomatische Einigung und stärken innenpolitisch Hardliner in
Teheran ebenso wie in Washington. Denn der voraussehbare Misserfolg solcher
Sanktionen wird unweigerlich von den Falken in den USA als Argument genutzt
werden, um für einen Militärschlag gegen den Iran Druck zu machen. Aus all diesen
Gründen ergibt sich: Am besten ist, von weiteren Sanktionen gegen den Iran
Abstand zu nehmen.
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3. Die iranische Gefahr – wider Übertreibungen und
Falschmeldungen

„Iran strebt nach der Atombombe“ – so werden fast täglich westliche Politiker zitiert
und so lautet der Tenor der Massenmedien. Doch die Beweislage ist keineswegs
eindeutig. Angesichts der Erfahrungen mit den falschen und zum Teil gefälschten
„Begründungen“ für den Angriff der USA auf den Irak sollte man nicht erneut in den
Fehler verfallen, vorschnell zu urteilen.

Es kann natürlich nicht ausgeschlossen werden, dass die iranische Führung schon
seit vielen Jahren nach Atomwaffen strebt. Angesichts der Tatsache, dass die im
Nahen Osten wie weltweit dominierende Militärmacht USA den Iran als „Feind“
betrachten und ständig mit einem Militärschlag drohen, wäre ein iranisches Streben
nach Atomwaffen unter Sicherheitsaspekten durchaus begründbar. Dies gilt
insbesondere angesichts des unterschiedlichen Umgangs der USA mit anderen
„Feinden“ – Angriffskriege auf Irak und Afghanistan, die keine Atomwaffenmaterial
besaßen; keine Angriffe und keine Androhung von Angriffen gegen Nordkorea, das
waffenfähiges Nuklearmaterial besitzt. Es gibt im Iran unter radikalen Konservativen
auch Stimmen, die für eine iranische Atombombe als besten Schutz gegen einen
Angriff der USA votieren14. Ebenfalls halten laut Meinungsumfragen etwa die Hälfte
der Iraner die Entwicklung der Atombombe langfristig als Ziel des Iran für „wichtig“
oder „sehr wichtig“15.

Allerdings hat die iranische Führung wiederholt erklärt, dass sie keine Atomwaffen
anstrebt. Dafür führt sie einige gewichtige Gründe an, die zumindest zur Kenntnis
genommen werden sollten. Ein Grund sei der Islam, mit dem Atomwaffen
unvereinbar seien, weil sie Massen von Unschuldigen töteten. Schon 2004 habe
deshalb der oberste Religionsführer und Staatsoberhaupt Ayatollah Khamenei eine
„Fatwa“ gegen Atomwaffen ausgesprochen. Zum anderen wird auch politisch-
strategisch argumentiert: Die Sicherheit des Iran würde durch den Besitz von
Atomwaffen nicht erhöht werden, denn: „Wenn wir Atomwaffen besäßen, würde in
der Region ein Wettrüsten beginnen“, so zum Beispiel der damalige Sekretär des
iranischen nationalen Sicherheitsrates und heutige Parlamentssprecher Ali
Laridschani16.

Auch sind für viele einzelne Maßnahmen der iranischen Regierung bezüglich des
Atomprogramms andere Begründungen möglich, als die, dass der Iran nach
Atomwaffen strebt. So ist das Ziel eine national unabhängige Urananreicherung für
die Versorgung von geplanten 20 Atomkraftwerken zu etablieren angesichts der
jahrelangen erfolgreichen Versuche der USA, jegliche nukleare Kooperation anderer
Staaten mit dem Iran zu verhindern, sowie der zwiespältigen Erfahrungen Teherans
mit dem Nuklearpartner Russland durchaus als rational einschätzbar. Dass der Iran
seine nach dem Atomwaffensperrvertrag völlig legalen nuklearen Aktivitäten, u. a. die
Urananreicherungsanlage in Natanz, vor ihrer Inbetriebnahme lange Zeit verheimlicht
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hat, erregt zwar zu Recht Misstrauen. Aber dies könnte auch mit der Tatsache erklärt
werden, dass der Iran angesichts der US-Politik und der US-Sanktionen gar keine
andere Möglichkeit zur Entwicklung ziviler Nukleartechnologie sah.

Die jüngsten oft als „Beweise“ für das Streben des Iran nach Atomwaffen
angeführten „Tatsachen“ erweisen sich beim näheren Hinsehen ebenfalls
keineswegs als so eindeutig, wie sie dargestellt werden. So haben zum Beispiel US-
Präsident Obama gemeinsam mit dem französischen Präsidenten Sarkozy und dem
britischen Premierminister Brown den Bau einer unterirdischen
Urananreicherungsanlage in der Nähe von Ghom, die der Iran bis zum vergangenen
September nicht öffentlich mitgeteilt hatte, als eindeutigen Beweis für die
Atomwaffen-Absichten des Iran hingestellt: „Die Größe und Konfiguration dieser
Anlage ist unvereinbar mit einem zivilen Programm.”17 Dem widersprach die
iranische Regierung. Sie erklärte, die Anlage wäre gebaut worden, um die
technologischen Fähigkeiten des Iran in Bezug auf die Urananreicherung auch nach
einem möglichen Militärangriff auf die Anreicherungsanlagen in Natanz sichern zu
können. Fünf Monate später rückte auch der oberste Geheimdienstchef der USA,
Dennis Blair, von der apodiktischen Gewissheit von Obamas Aussage ab. Vor dem
US-Kongressausschuss erklärte er: „Es ist uns nicht klar, ob die Motivation Irans zum
Bau dieser Anlage über seine öffentlich erklärte Absicht, das Know-how der
Urananreicherung auch für den Fall eines Angriffs aufrechtzuerhalten, hinausgeht.“18

Auch der Bericht des neuen IAEO-Generaldirektors Yukiya Amano vom Februar
2010, der in den Medien oft noch manipulativ zugespitzt wurde19, enthält keine und
erst recht keine – wie in den Medien häufig behauptet – „neuen“ „Beweise“ für
Arbeiten des Iran an Atomwaffensprengköpfen. Stattdessen werden schon lange von
der IAEO an den Iran gestellte Fragen bezüglich möglicherweise militärischer
Implikationen von iranischen Aktivitäten, wie sie schon seit Jahren in den IAEO-
Berichten aufgeworfen wurden, wiederholt. Einzig neu ist – neben dem neuen Mann
an der Spitze der IAEO – die Formulierung, dass einige der Aktivitäten, die der IAEO
Sorge bereiteten, auch „nach 2004 fortgesetzt worden zu sein scheinen.“20

Beweise für diese Annahme, die der bis heute nicht zurückgenommenen
Einschätzung der US-Nachrichtendienste von 2007widerspricht, dass der Iran
nuklearwaffenspezifische Aktivitäten 2003 eingestellt habe, wurden weder von der
IAEO noch von den Medien vorgelegt.

Diese Annahme könnte unter anderem auf Informationen und „Analysen“ des
Bundesnachrichtendienstes zurückgehen, der schon 2008 bei einem Prozess um
illegale Iranexporte in Frankfurt am Main die Auffassung vertreten hatte, dass der
Iran nuklearwaffenspezifische Aktivitäten fortsetzte. Allerdings hat das
Oberverwaltungsgericht Frankfurt die Auslassungen des BND als „extrem vage“
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eingeschätzt21. Auch die nachgereichten geheimen Papiere des BND scheinen,
soweit sie von Gerichten wiedergegeben wurden, nicht mehr zu enthalten als Indizien
von vermeintlichen nuklearrelevanten Beschaffungsaktivitäten des Iran von Dual-use-
Gütern über 2003 hinaus sowie Vergleiche von Beschaffungsaktivitäten des Iran mit
denen von Pakistan und Nordkorea22. Wie auslegbar bzw. umstritten diese
angeblichen BND-„Beweise“ sind, zeigt sich auch daran, dass die US-Geheimdienste
sie bisher nicht bestätigt haben.

Die meisten Hinweise auf iranische atomwaffenspezifische Aktivitäten gehen auf die
sogenannten „vermeintlichen Studien“( „alleged studies“) zurück. Dabei handelt es
sich um „Studien“, die dem Bundesnachrichtendienst angeblich von einem iranischen
Atomwissenschaftler zugespielt worden seien und die dann über die USA an die
IAEO weitergegeben wurden. Diese „Studien“, die ausschließlich den Zeitraum bis
2003 betreffen, bezeichnet der Iran allesamt als „Fälschungen“. Ob dies stimmt oder
nicht, ist nicht zu beurteilen. Allerdings scheint Skepsis gegenüber der Authentizität
dieser „Studien“ angebracht. So behauptete die US-Administration jahrelang, dass
ihnen „ein Laptop“ mit diesen Studien zugegangen sei und rückte den Laptop aber
nicht zu einer Authentizitätsüberprüfung heraus. Die Laptop-Story ist inzwischen als
bewusste Falschinformation entlarvt. Nun heißt es, die „Studien“ wären von der Frau
eines inzwischen verstorbenen BND-Agenten und iranischen Atomwissenschaftlers
außer Landes gebracht und über den BND an die US-Geheimdienste weitergegeben
worden23. Dass CIA und BND die internationale Öffentlichkeit jahrelang an der Nase
herumgeführt haben, ist zwar kein Beweis dafür, dass die Dokumente gefälscht sein
müssen, stellt aber ihre Glaubwürdigkeit durchaus in Frage. Auch gibt es eine Reihe
von logischen Widersprüchen in diesen „Studien“, soweit sie öffentlich bekannt
sind24.

Zweifellos ist eine Reihe von Fragen über möglicherweise atomwaffenspezifische
Aktivitäten des Iran noch nicht beantwortet. Der Iran sollte die Zusammenarbeit mit
der IAEO in diesen Fragen dringend verbessern. Doch vor einseitigen
Interpretationen oder Übertreibungen der Gefahren sollte man sich hüten.

Zu berücksichtigen ist, dass alle deklarierten Nuklearanlagen – die
Urananreicherungsanlagen in Natanz, der Buschehr-Reaktor etc. – im Iran unter
Aufsicht der IAEO stehen. Von nicht deklarierten Anlagen, in denen zum Beispiel
Uran angereichert werden könnte, ist nirgends die Rede. Ihre Existenz dürfte
angesichts der Satellitenaufklärungsfähigkeiten westlicher Geheimdienste auch nicht
unerkannt bleiben können. Sollte der Iran hoch angereichertes, waffenfähiges Uran
produzieren wollen, könnte er das nicht tun, ohne dass dies sofort entdeckt würde
bzw. ohne durch den vorherigen Rausschmiss der IAEO-Inspektoren einen
diesbezüglichen Verdacht auf sich zu lenken. Selbst wenn der Iran jetzt einen
entsprechenden Beschluss fasste, wäre er technisch nach Aussage des US-
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Geheimdienstechefs Dennis Blair vom Februar 2010 erst „in ein paar Jahren in der
Lage, genug hochangereichertes Uran für eine (Atom)-Waffe zu produzieren.“25

Ein realistisches Bild erfordert auch, folgende Einschätzungen zu berücksichtigen,
die alarmistischen Auffassungen widersprechen:

- Die Bedrohungswahrnehmung ist in Russland und China anders als in den USA. So
hat der russische Außenminister Lawrow erst im Februar 2010 wieder erklärt: „Es
gibt keinen Beweis dafür, dass der Iran die Entscheidung getroffen hat,
Nuklearwaffen herzustellen“26;

- Mohamed El Baradei schätzte zum Beispiel im Oktober 2009, als er noch den
Posten des Generaldirektors der IAEO innehatte, ein: „Wir haben keinen Beweis
dafür, dass der Iran tatsächlich an einer Bombe baut... Meiner Meinung nach wurde
die Bedrohung durch das iranische Atomprogramm aufgebauscht. Ich glaube nicht,
dass wir morgen aufwachen und bemerken werden, dass der Iran eine Atomwaffe
besitzt.“27

- Dennis Blair, Direktor der US-Geheimdienste,, geht ebenfalls davon aus, dass der
Iran noch keine Entscheidung für Atomwaffen getroffen hat, und erklärte im Februar
2010: „Wir sind weiterhin der Meinung, das der Iran sich die Option offenhält,
Atomwaffen zu entwickeln... Wir wissen allerdings nicht, ob sich der Iran dazu
entscheiden wird, Atomwaffen zu bauen... Wir sind nach wie vor der Auffassung,
dass die Entscheidungsfindung des Iran von einer Kosten-Nutzen-Analyse
bestimmt wird, die der internationalen Gemeinschaft Möglichkeiten bietet, Teheran
zu beeinflussen.“28

Es ist möglich, dass der Iran zwar anstrebt, vor allem mit der
Urananreicherungskapazität die technologischen Vorraussetzungen zu erwerben,
die für den Bau einer Atomwaffe entscheidend sind, aber das er nicht die Intention
hat, die „rote Linie“ zu überschreiten und tatsächlich Nuklearwaffen herzustellen.
Damit besteht die Kunst der Politik darin, wie es der ehemalige stellvertretende US-
Verteidigungsminister unter Bill Clinton und Harvard-Professor Joseph Nye
formulierte, „Teheran zu überzeugen, den Weg Japans zu gehen. Die Japaner
verfügen über Nuklearenergie, sie könnten eine Atombombe bauen, doch sie haben
sich dagegen entschieden.“29
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4. Militärschlag, Abschreckung oder Eindämmung („Containment“)
und die darin liegenden Gefahren

In den USA haben zwar die Stimmen wieder zugenommen, die für einen
Militärschlag gegen den Iran plädieren. Auch wird offiziell immer wieder von der
Obama-Administration betont, dass alle Optionen „auf dem Tisch“ sind. Doch
zumindest gegenwärtig scheint sowohl in der US-Administration und im US-Militär als
auch bei den westlichen Bündnispartnern die Option eines Militärschlages nicht
ernsthaft verfolgt zu werden, die Russland, China und andere Länder ohnehin strikt
ablehnen.

Hintergrund dafür ist nicht nur die Tatsache, dass die USA gegenwärtig in zwei
Kriege involviert sind und zumindest solange diese Kriege andauern keine weitere
militärische – und politische – Front eröffnen wollen. Darüber hinaus hat sich
allerdings auch die Erkenntnis verbreitet, dass ein Angriff auf den Iran bzw. die
iranischen Nuklearanlagen nur minimale „Gewinne“, aber entscheidende negative
Folgen haben würde.

Das iranische Nuklearprogramm könnte zwar um einige Jahre verzögert werden,
allerdings kann man davon ausgehen, dass im Iran dann die Kräfte die Oberhand
gewinnen würden, die eine iranische Atombombe – in einem Crashkurs - anstreben.
Gleichzeitig wäre mit militärischen Gegenschlägen des Iran in der Region auf US-
Einrichtungen und Israel sowie auch mit der Sperrung der Straße von Hormus zu
rechnen. Hunderttausende von Toten wären die direkten Leidtragenden. Aber auch
die Weltwirtschaft würde erheblich in Mitleidenschaft gezogen, weil der Ölpreis bis
auf das Doppelte steigen könnte. Das internationale Ansehen der USA bzw.
derjenigen, die völkerrechtswidrig einen Angriff auf den Iran unterstützten, würde –
insbesondere in der muslimischen Welt - tiefen und bleibenden Schaden nehmen.
Eine Friedensregelung im Nahen Osten wäre danach ebenso erschwert wie
Stabilisierungsprozesse im Irak und in Afghanistan.

Selbst wenn der Angriff „nur“ von Israel ausginge, wäre er ohne die explizite
Unterstützung der USA bzw. von US-Bündnispartnern, die die Lufthoheit in der
Region besitzen, nicht zu realisieren. Will man die israelische Regierung von einem
„Alleingang“ abhalten, so müssen die USA nichts weiter tun, als ihr deutlich
signalisieren, dass die USA israelische Flugzeuge, die Richtung Iran fliegen, über
dem Irak oder über der Türkei abschießen würden. Politisch hilfreich wäre es
natürlich auch, wenn die EU bzw. die EU-Mitgliedstaaten Israel deutlich und öffentlich
vor einem völkerrechtswidrigen Angriff auf den Iran warnten.

Angesichts der offensichtlichen „Nachteile“ eines militärischen Schlages gegen den
Iran werden verstärkt Strategien der Abschreckung sowie der Eindämmung
(„Containment“)30 als mögliche „Alternativen“ diskutiert und teilweise schon
praktiziert.

Zweifellos richtig ist die Überlegung, dass selbst wenn der Iran eine Atombombe
besitzen würde, es keinen Grund zu der Annahme gäbe, dass er die Nuklearwaffe zu
einem anderen Zweck als der Abschreckung eines Angriffes nutzen würde. Es ist
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absurd zu glauben, Teheran würde dann Tel Aviv oder gar Berlin oder Washington
mit dieser Waffe angreifen. Denn ein solcher Angriff wäre nichts weiter als
Selbstmord. Die Führung der Islamischen Republik Iran besteht nicht aus
Selbstmördern, sondern ihr oberstes Ziel ist der Erhalt ihres Systems. Zu dieser
Einschätzung kommt selbst der israelische Verteidigungsminister Ehud Barak, der
keineswegs als Taube bekannt ist: „Ich denke, die Iraner würden, selbst wenn sie die
Bombe hätten, sie nicht auf ihre Nachbarn abwerfen. Sie wissen genau, was die
Folge wäre. Sie sind radikal, aber nicht völlig verrückt. Sie haben einen ziemlich
ausgefeilten Entscheidungsfindungsprozess und sie begreifen die Realität.“31

Auch der außenpolitische „elder statesman“ und ehemalige US-Sicherheitsberater
Zbigniew Brzezinski schätzt ein: Die Iraner „mögen gefährlich, drängend und
heuchlerisch sein. Aber es gibt nichts in ihrer Geschichte, das darauf hinweist, dass
sie selbstmörderisch veranlagt sind.“32

Die Abschreckungswirkung sowohl der israelischen als auch der amerikanischen
Atomwaffen würde auch gegen einen atomar gerüsteten Iran eintreten – so wie die
US-Atomwaffen schon weit stärkere vermeintliche Gegner wie die Sowjetunion und
China abgeschreckt haben. Behauptungen von einer „existenziellen Bedrohung“ für
Israel und einer „Gefahr für die Sicherheit der Welt“ durch eine iranische Atombombe
sind realitätsferne, maßlose Übertreibungen. So schätzt auch der von 2003 bis 2007
für den Nahen Osten zuständige US-General John Abizaid ein: „Es ist meine
militärische Überzeugung, dass der Iran abgeschreckt werden kann.“33

Ebenso wenig stichhaltig ist das Argument, dass ein atomar bewaffneter Iran
zwangsläufig einen Dominoeffekt in der Region in Bezug auf das Streben nach
eigenen Atomwaffen auslösen müsste. Die Türkei, die oft als ein Land genannt wird,
das dann Atomwaffen anstreben würde, obwohl keinerlei Stimmen aus der Türkei
selbst bekannt sind, die solch eine Absicht befürworten, ist nicht nur ein Nachbar mit
guten Beziehungen zum Iran, sondern befindet sich gleichzeitig als NATO-Mitglied
unter dem Nuklearschirm der USA.

Weder die Türkei, noch die arabischen Länder Saudi-Arabien und Ägypten haben
angesichts der Bedrohung durch israelische Atombomben selber
Nuklearwaffenprogramme begonnen. Es ist keineswegs eine ausgemachte Sache,
dass sie eine iranische Atomwaffe als Bedrohung empfänden, die sie dazu zwänge,
sich selbst Atomwaffen zuzulegen. Selbst wenn sie sich bedroht fühlten, könnten sie
für die weit billigere und einfachere Option votieren und sich unter den Nuklearschirm
der USA stellen.

Schließlich zeigen auch die Entwicklungen in Südostasien, dass eine nukleare
Proliferation nicht zwangsläufig ist. Dort besitzt Nordkorea schon seit mehreren
Jahren nuklearwaffenfähiges Spaltmaterial, ohne dass zum Beispiel in Südkorea und
Japan ein Wettlauf zur Atombombe eingesetzt hätte.
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Die regionalen und weltpolitischen Folgen einer iranischen Atomwaffe wären
natürlich trotzdem negativ, da sie in einer ohnehin volatilen Region weitere
Instabilitäten erzeugen würden. Allerdings sind die oft gezeichneten
Katastrophenszenarien sachlich nicht begründet. Ihre Protagonisten verstellen damit
jedoch den Blick auf reale und realistische friedliche Lösungsansätze.

Nukleare Abschreckung ist als mögliche Strategie gegen einen atomar gerüsteten
Iran gegenwärtig noch ein theoretisches Gedankenspiel. Denn der Iran besitzt keine
Atomwaffe und würde auch noch Jahre zu ihrer Produktion benötigen, selbst wenn
die iranische Führung heute eine Entscheidung, Atomwaffen herzustellen, treffen
sollte. Hingegen sind Maßnahmen einer konventionellen Abschreckung durch eine
Aufrüstung der Region durch die USA mit modernsten konventionellen Waffen längst
im Gange. Das Aufrüstungspaket geht auf Beschlüsse der Bush-Administration
zurück, nach denen bis zum Jahre 2017 Waffensysteme im Wert von 20 Milliarden
US-Dollar an Saudi-Arabien und die angrenzenden kleinen Golfstaaten von den USA
verkauft werden sollen. Gleichzeitig planen die USA, Ägypten im selben Zeitraum
Waffen im Wert von 13 Milliarden US-Dollar und Israel sogar Waffen im Wert von
insgesamt 30 Milliarden US-Dollar zu schenken.

Diese Aufrüstung wird damit begründet, dass man einem angeblich
expansionistischen Iran militärisch begegnen müsse. So könnten die arabischen
Staaten davon abgehalten werden, selber Atomwaffen zu entwickeln. Und so könnte
auch Israel „beruhigt“ und von einem eigenen Militärschlag gegen den Iran
abgebracht werden34. Dafür werden von den USA unter anderem gegenwärtig in vier
Staaten – Quatar, Bahrain, den Vereinigten Arabischen Emiraten und Kuwait – je
zwei Patriot-Raketenabwehrbatterien aufgestellt. In Saudi-Arabien und Israel gibt es
schon US-Patriot-Raketen. US-Aegis-Kreuzer mit Antiraketensystemen sind laut
Aussage von US-General David Petreus ebenfalls schon permanent im Persischen
Golf stationiert35.

In Teheran muss diese militärische „Eindämmungsstrategie“ gegenüber dem Iran als
Beleg für Aggressionsabsichten der USA wahrgenommen werden. Denn die
Aufrüstung des Nahen Osten mit US-Anti-Raketensystemen ist nicht nur defensiv
nutzbar. Diese Systeme machen auch einen Sinn, wenn die USA den Iran angreifen
wollten. Dann nämlich können sie die zu erwartenden Gegenschläge des Iran zu
neutralisieren versuchen. Ebenso wie die wiederholte US-Aussage, dass „alle
Optionen auf dem Tisch“ lägen, muss die Aufrüstung der Region im Iran Misstrauen
gegenüber den Absichten der USA schüren. Das Angebot Obamas zum „Dialog“ wird
dadurch konterkariert, die Chancen auf einen Kompromiss im Atomstreit werden
erheblich verschlechtert.

5. Iran-Politik des Westens und Demokratieentwicklung im Iran

Die Politik der USA und der anderen westlichen Regierungen ist beeinflusst von der
Einschätzung und Wahrnehmung der inneren Entwicklung des Iran. Die USA
befürworten seit Jahrzehnten einen „Regimewechsel“. Die Ereignisse bei und nach
den letzten Präsidentschaftswahlen im Iran im Juni 2009 haben deutlich gemacht,
dass ein Teil der Bevölkerung in Form der „grünen Opposition“ für eine
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Demokratisierung des Landes eintritt. Allerdings sollte nicht übersehen werden, dass
auch der überwiegende Teil dieser Opposition das System der „Islamischen
Republik“ prinzipiell nicht in Frage stellt. Ebenfalls nicht vernachlässigt werden darf
die Tatsache, dass Präsident Ahmadinedschad ebenfalls einen erheblichen Teil der
Bevölkerung repräsentiert. Zwar scheint die Regierung bzw. der Machtapparat nach
den Wahlen im Juni 2009 zeitweise geschwächt gewesen zu sein. Auch gibt es – wie
schon vorher – innerhalb der Konservativen Meinungsverschiedenheiten. Aber eine
„Revolution“ steht offensichtlich nicht vor der Tür. Dazu ist die Anhängerschaft
Ahmadinedschads in der Bevölkerung zu stark, der Machtapparat zu geschlossen
und die Opposition zu schwach36.

Einschränkung bzw. Unterdrückung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit,
willkürliche Verhaftungen von Kritikern, brutales Vorgehen gegen Demonstranten
und die Verhängung von Todesstrafen im Iran sind zu verurteilen. Allerdings sollten
es die Iraner sein, die über die Zukunft ihres Landes entscheiden. Einen
Regimewechsel von außen – ob mit zivilen oder gar mit militärischen Mitteln – durch
die USA oder andere Staaten zu initiieren oder zu dirigieren, ist weder moralisch
haltbar noch effektiv. Umgekehrt hilft jede direkte oder geheime Unterstützung der
iranischen Opposition den Machthabern in Teheran, ihre Position zu stärken.

Wer Interesse an einer Demokratisierung des Iran hat, muss alles tun, um die
internationale Lage des Iran zu entspannen. Jede Verschärfung der internationalen
Beziehungen droht weitere antidemokratische Maßnahmen im Inneren des Landes
und eine Schwächung der demokratischen Opposition zur Folge zu haben.

Programme der USA für geheime Operationen, Drohungen mit einem Militärschlag,
weitere wirtschaftliche Sanktionen, die direkt oder indirekt die Bevölkerung treffen,
sind Geschenke an die Machthaber in Teheran und Schläge ins Gesicht der
demokratischen Opposition. Deswegen haben wiederholt Vertreter der „grünen“
Bewegung auch Sanktionen und Militärschläge entschieden abgelehnt37. Statt durch
Isolierung und Konfrontation kann eine politische Lösung des Nuklearkonfliktes mit
dem Iran am besten durch eine Entspannungspolitik und eine tatsächliche Dialog-
und Kompromissbereitschaft vor allem der USA erreicht werden. Das wäre mittel-
und langfristig auch die beste Unterstützung für eine Demokratisierung des Iran.

6. Realistische Ziele für Atomverhandlungen setzen

 Das bisherige Ziel der internationalen Staatengemeinschaft ist, dass der Iran
seine Urananreicherung generell suspendiert. So sehen es UN-
Sicherheitsratsresolutionen vor. So formulieren es auch die sechs Mächte
USA, Russland, China, Großbritannien, Frankreich und Deutschland, die dem
Iran ein „Angebot“ gemacht haben. Eine Suspendierung der Urananreicherung
des Iran wird sogar als eine Vorbedingung für den Beginn formaler
Verhandlungen gefordert. An dem Ziel sowie an der Vorbedingung für
Verhandlungen hat sich nichts geändert – entgegen der von Obama erklärten
Bereitschaft zum Dialog ohne Vorbedingungen.
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Trotz mancher technischer Probleme schreitet hingegen der Ausbau der
Urananreicherungsanlage in Natanz voran. Die Urananreicherung findet unter der
Aufsicht der IAEO statt. Bisher hat die IAEO immer bestätigt, dass aus dieser Anlage
kein Nuklearmaterial abhanden bzw. anderen Zwecken zugeführt worden ist.

Auch wenn es in Bezug auf mögliche Proliferationsgefahren besser wäre, wenn im
Iran sowie im Nahen und Mittleren Osten insgesamt keine Urananreicherungs- und
ebenfalls keine Wiederaufarbeitungsanlagen betrieben würden, ist dieses Ziel nicht
mehr erreichbar. Der Iran wird die Urananreicherung weder zeitweise noch prinzipiell
einstellen. Mit dieser Realität gilt es umzugehen und nach entsprechend realistischen
zweitbesten Lösungen zu suchen. Diese können auf der einen Seite der
internationalen Gemeinschaft eine weitgehende Gewissheit bieten, dass der Iran
keine Atomwaffen produziert, und auf der anderen Seite gewährleisten, dass der Iran
ein ziviles Nuklearprogramm entsprechend dem Nichtweiterverbreitungsvertrag
entwickeln kann und zudem militärisch nicht durch Angriffe bedroht ist.

Die technische Seite dieses möglichen Kompromisses kann darin bestehen, dass
das iranische Atomprogramm so umfassend wie möglich unter internationaler
Kontrolle stattfindet. Über die bisherige Kontrolle der Nuklearanlagen des Iran durch
die IAEO hinaus würde das auf jeden Fall auch die Ratifizierung und Anwendung des
sogenannten „Zusatzprotokolls“ der IAEO durch den Iran erfordern. Damit wären
weitreichende zusätzliche Inspektionsrechte verbunden. Der Iran hat dieses
Zusatzprotokoll zeitweise freiwillig angewendet und wiederholt seine Bereitschaft
erklärt, es auch zu ratifizieren, wenn die entsprechenden politischen
Voraussetzungen bestehen.

Darüber hinaus gilt es anzustreben, dass der Iran seine Urananreicherungsanlagen
im Rahmen eines internationalen Konsortiums statt wie bisher unter alleiniger
nationaler Hoheit betreibt. Dann ein solches Modell würde zusätzliche technische
Hürden bzw. größere Vorwarnzeiten für die internationale Gemeinschaft bei einem
eventuellen Ausbruchversuch des Iran mit sich bringen. Einen entsprechenden
Vorschlag hat der ehemalige stellvertretende Außenminister der USA unter Bill
Clinton, Thomas Pickering, zusammen mit dem früheren US-Botschafter William
Luers und dem Wissenschaftler James Walsh vorgelegt38. Auch der Iran hat
wiederholt erklärt, dass er bereit sei, sein Nuklearprogramm „durch ein Konsortium
mit anderen Ländern umzusetzen.“39

In Verhandlungen wäre zu testen, wie ernst der Iran solche Angebote zu einer
umfassenderen Kontrolle seiner Nuklearaktivitäten tatsächlich meint. Dabei wäre zu
berücksichtigen, dass hier auch wirkliche Bruchlinien sowohl innerhalb des
iranischen Herrschaftsgefüges als auch zwischen dem Establishment auf der einen
und der grünen Opposition und der Bevölkerung auf der anderen Seite liegen. Denn
laut einer Meinungsumfrage von 2009 befürworten 72 Prozent der Iraner
„umfassende Inspektionsrechte sowie eine Garantie, keine Atomwaffen zu entwickeln

38
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oder zu besitzen“, wenn umfassende technologische Hilfe anderer Staaten beim
Atomprogramm als Gegenleistung gegeben würde40.

7. Den Iran einbinden – Entspannungspolitik statt Isolation

Dem Streben nach Atomwaffen liegt bisher in der Geschichte immer eine bestimmte
Bedrohungswahrnehmung zugrunde. Die Staatsführer, die solche Entscheidungen
getroffen haben bzw. die Bevölkerungen, die diese Schritte unterstützten, hatten
damit vorrangig die Erhöhung der Sicherheit ihrer Landes im Auge – dabei sei
dahingestellt, inwieweit durch den Besitz von Atomwaffen tatsächlich die Sicherheit
eines Landes erhöht wurde bzw. würde. Auch im Iran berufen sich diejenigen, die
einen Atomwaffenbesitz befürworten – und die bisher nicht aus den Kreisen der
Staatsführung kommen –, auf die Bedrohung vor allem durch die USA41. Ähnliche
Hoffnungen und Sorgen dürfte sich die Hälfte der iranischen Bevölkerung machen,
die einen Besitz von Atomwaffen für ihr Land befürwortet42.

Zu Sorgen um die Sicherheit des Staates bzw. des gegenwärtigen Systems der
Islamischen Republik Iran bieten sowohl geschichtliche Erfahrungen mit den USA
(Sturz der gewählten iranischen Regierung durch die CIA 1953; Unterstützung des
Iraks während des Iran-Irak-Krieges; Verortung des Iran auf der „Achse des Bösen“
durch Präsident George B. Bush; „regime change“-Debatte in den USA) wie auch
aktuelle Aufrüstungen in der Region sowie Drohungen mit einem militärischen Angriff
mehr als genug Anlässe.

Gerade vor diesem Hintergrund wäre die Veränderung der Bedrohungsperzeption
Teherans die beste Grundlage, um vorhandenen Nuklearwaffenambitionen
entgegenzuwirken und perspektivisch zu verhindern, dass solche Vorstellungen in
der iranischen Elite und Staatsführung die Oberhand gewinnen. Um die iranische
Bedrohungsperzeption zu entschärfen, sollte statt Konfrontation und Isolation eine
Politik der Entspannung eingeleitet werden. Es ist angebracht, sich wieder des
Konzepts der „friedlichen Koexistenz“ zu erinnern, was in Bezug auf die Beziehungen
zum Iran zum Beispiel der russische Außenminister Lawrow schon vor Jahren
vorgeschlagen hat43. Dafür tragen die USA eine besondere Verantwortung.
Allerdings kann es nur hilfreich sein, wenn auch ihre Bündnispartner in diese
Richtung drängen.

Ein solcher Strategiewechsel hin zu einer Entspannungspolitik gegenüber dem Iran
müsste beinhalten:

- Garantien der USA, dass sie den Iran nicht angreifen werden;

- Entwicklung eines regionalen Konferenzregimes für gemeinsame Sicherheit
und Zusammenarbeit im Nahen Osten, in dem der Iran gleichberechtigter und
vollwertiger Partner ist44.
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- Normalisierung der Beziehungen zwischen den USA und dem Iran, was zu
allererst die gegenseitige diplomatische Anerkennung und auch die
Bereitschaft bedeuten muss, die jahrzehntealten, umfassenden
wirtschaftlichen Sanktionen der USA gegenüber dem Iran aufzuheben.

- Entsprechend diesen drei Punkten muss auch das Angebot der sechs Mächte
an den Iran zur Lösung des Atomkonflikts grundlegend ausgeweitet werden,
damit es tatsächlich einen Anreiz für den Iran bietet, im Austausch maximale
internationale Kontrollen seines Atomprogramms zu akzeptieren.

Natürlich gehören zum Tango wie zur Entspannung immer zwei. Sicher ist auch
richtig, dass Hardliner in Teheran grundlegende Entspannungsofferten ausschlagen
könnten, weil sie meinen, innenpolitisch stärker von einer Konfrontationssituation
profitieren zu können. Aber es ist nicht ausgeschlossen, dass sich die iranische
Führung einer umfassenden Entspannungspolitik verweigern würde. Bisher hat es
keine umfassende Entspannungsofferte an den Iran gegeben, die neuen Worte von
Barack Obama über „Dialog“ und „Respekt“ sind nicht in entsprechende Taten
umgesetzt worden. Hingegen würde ein deutlicher Strategiewechsel die
dialogbereiter Kräfte, die es auch innerhalb der iranischen Führung gibt, stärken.
Möglicherweise könnten sich auch die Hardliner in Teheran Vorteile von einer
Entspannung der Beziehungen zu den USA versprechen – in der Hoffnung, ihre
interne Machtbasis durch solch eine Politik erweitern sowie in der Region das eigene
Ansehen und den eigenen Einfluss besser realisieren zu können.

Die bisherige Politik der Konfrontation und der Isolation des Westens gegenüber dem
Iran hat jedenfalls in die Sackgasse geführt. Ihre Fortsetzung mittels neuer
Sanktionen oder gar – nachdem sich deren Nutzlosigkeit herausgestellt hat – eines
völkerrechtswidrigen militärischen Angriffs auf den Iran schadet den Interessen aller:

- Der iranischen Bevölkerung, in deren Interesse Frieden und wirtschaftlicher
Wohlstand sowie eine demokratische Entwicklung liegen. Konfrontations- und
Sanktionspolitik hingegen stärkt die Hardliner, provoziert mehr antidemokratische
Maßnahmen und führt zur Isolierung der oppositionellen Kräfte im Iran.

- Den Interessen der Nachbarvölker des Iran wie der internationalen
Staatengemeinschaft einschließlich den USA. Ohne den Iran sind weder Stabilität in
Afghanistan und dem Irak zu gewährleisten noch das Palästina-Problem zu lösen.

- Den Interessen der EU, deren wirtschaftliche und politische Präsenz im Iran als
einem Markt der Zukunft immer weiter gefährdet wird und deren Interesse an
langfristiger Energiesicherheit auch die Öl- und Gasvorkommen des Iran
berücksichtigen muss45.

Deshalb ist es an der Zeit einen Strategiewechsel vorzunehmen. Eine Politik der
Entspannung und sogar der „präventiven Konzessionen“ durch die USA und ihre
Bündnispartner sollte umgehend eingeleitet werden. Die Erfolgsaussichten hierfür
dürften besser sein als die einer Fortsetzung der bisherigen Politik.
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